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3Editorial 

Die Teuerung hat uns seit Monaten fest 
im Griff. Die Preise für Wohnen, Essen, 

Energie und Mobilität steigen massiv an. Vie-
le Menschen befürchten, sich ihr Leben zu-
künftig nicht mehr leisten zu können und in 
die Armut abzurutschen. Die Stimmung in 
unserem Land wird immer schlechter und 
aufgeheizter. Im Juni wurde daher ein Anti-
Teuerungspaket der Bundesregierung im Na-
tionalrat beschlossen. Einzelne Maßnahmen 
aus dem Paket, wie die Erhöhung der Absetz-
beträge, die Abschaffung der kalten Progres-
sion oder die Inflationsanpassung von Sozi-
al- und Familienleistungen sind erste richtige 
Schritte. Das Entlastungspaket der Regierung 
ist jedoch nicht umfangreich genug und bein-
haltet auch einige Einmalzahlungen wie z.B. 
den Antiteuerungsbonus oder die einmalige 
Erhöhung des Klimabonus. Das Problem mit 
Einmalzahlungen ist, dass diese keine nach-
haltigen Entlastungen bringen und auch kei-
ne Preise senken. Manche Maßnahmen wer-
den darüber hinaus erst im nächsten Jahr 
und später wirksam. Die Entlastung der Men-
schen in Österreich muss aber rasch, wirk-
sam und nachhaltig erfolgen. Es bringt mit-
telfristig auch wenig, nur die Symptome zu 
mildern, aber nicht die Ursachen der Preis-
steigerungen zu adressieren und zu bekämp-
fen.

Die aktuelle Ausgabe der „ArbeitsWelten“ 
beschäftigt sich, wie soll es anders sein, 
schwerpunktmäßig mit der aktuellen Teue-
rung. Wir zeigen sinnvolle Maßnahmen auf, 
wie man den Preiserhöhungen entgegenwir-
ken kann. Es braucht dazu jedenfalls den po-
litischen Gestaltungswillen und eine Umset-
zung durch die Bundesregierung. Vorschläge 
und Forderungen der Gewerkschaften und 
der Arbeiterkammer gibt es viele. Die Miet-
erhöhungen für 2022 sollen zurückgenom-

men und zukünftige, automatische Mieter-
erhöhung müssen gegen hohe Preissteige-
rungen abgesichert werden. Eine Deckelung 
von Gas- und Strompreisen ist genauso sinn-
voll wie die Senkung der Mineralölsteuer, die 
Erhöhung des Kilometergelds sowie Umstel-
lung des Pendlerpauschale auf einen Absetz-
betrag. Dringend notwendig und längst über-
fällig ist die Anhebung des Arbeitslosengel-
des auf 70%. Mit das Wichtigste ist sicherlich 
eine entsprechend nachhaltige Erhöhung der 
Löhne und Gehälter. In dem Zusammenhang 
steht den Gewerkschaften ein heißer Herbst 
mit herausfordernden Kollektivvertragsver-
handlungen bevor. 

Weiters berichten wir in dieser Ausgabe über 
Betriebsratswahlen in verschiedenen Unter-
nehmen und blicken auf den 37. Bundesju-
gendkongress des ÖGB zurück. Wir informie-
ren über den PFG Bundeskongress und das 
ÖGB BundespensionistInnenforum, zwei in-
teressante Veranstaltungen, die im Oktober 
stattfinden. Ein weiterer interessanter Bei-
trag aus Salzburg zeigt die Herausforderun-
gen im Zusammenhang mit den Sprachhel-
fer_innen an den Pflichtschulen auf. 

Wir wünschen euch einen schönen, erholsa-
men Sommer und freuen uns auf ein persön-
liches Wiedersehen beim PFG Bundeskon-
gress am 14. Oktober. 

Liebe Grüße
 
Alexander Sollak

Teuerung
Die Angst vor der Armut und was wir dagegen tun können.

Alexander Sollak  
Bundesvorsitzender 
der Parteifreien  
Gewerkschafter_innen
Österreichs
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Bereits die Coronakrise hat bei vielen Arbeitnehmer_
innen schmerzhafte Einschnitte verursacht. Jetzt 

kommt auch noch die massive Teuerung dazu. Die aktu-
ellen Preissteigerungen im Zuge der steigenden Inflati-
on treffen viele Menschen in Österreich mit voller Härte. 
Neun von zehn Personen schränken sich bereits im Alltag 
ein. Mehr als 60 Prozent der Österreicher_innen machen 
sich Sorgen um ihre finanzielle Zukunft. Jeder achte Haus-
halt kann die Fixkosten nicht mehr decken. Für viele Men-
schen in unserem Land wird die Teuerung zum existen-
tiellen Problem. Angst vor Armut ist allgegenwärtig und 

real. Die Teuerung trifft einkommensschwache Haushal-
te am empfindlichsten. Die Preissteigerungen belasten je-
doch auch mittlere Einkommen und somit die breite Mit-
telschicht in Österreich massiv. 

Die Teuerung ist jedoch kein Naturgesetz. Es gibt Mittel 
und Wege, um die Kostenexplosion einzudämmen. Die 
Regierung ist aufgefordert, wirksame Maßnahmen um-
zusetzen, um die Menschen in Österreich zu entlasten. 
Seit Monaten warnen ÖGB und Arbeiterkammer vor der 
Teuerung und haben konkrete Pläne ausgearbeitet und 

Teuerung
Die Angst vor der Kostenexplosion und was man dagegen tun muss.

Seit Monaten steigen die Preise. Wohnen, Essen, Energie und Mobilität werden immer 
teurer. Viele Menschen befürchten, sich ihr Leben trotz Arbeit nicht mehr leisten zu 
können. Sie wissen nicht, wie sie die immer höheren Rechnungen für Miete, Strom, 

Benzin oder Lebensmittel zukünftig bezahlen sollen. 
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Die Mieten am „Privaten 
Wohnungsmarkt“ sind  
viel zu hoch.

vorgelegt. Die Preise müssen wieder runter! 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen gehen 
von Preisdeckel für Energie und Streichung 
der Mehrwertsteuer für Grundnahrungsmit-
tel über die Rücknahme der Mieterhöhun-
gen bis zu höheren Sozialleistungen. Am  
9. Juni haben sich mehr als 3.200 Gewerk-
schafter_innen aus ganz Österreich bei der 
„Preise runter!“-Konferenz des ÖGB in der 
Marx-Halle in Wien versammelt, um auf die 
Untätigkeit der Regierung hinzuweisen und 
den Forderungen von ÖGB und AK Nach-
druck zu verleihen. 

Wohnen wird zum Luxus
Bereits seit Jahren steigen die allgemeinen 
Wohnkosten stark an. Die Mieten am „Priva-
ten Wohnungsmarkt“ sind viel zu hoch. Zu-
letzt wurden etwa zum 1. April die Mieten 
im privaten Altbau, die sogenannten Richt-
wert- und Kategoriemieten, kräftig erhöht. 
Die Mieteinnahmen von privaten Vermietern 
und Immobilienfirmen sind zwischen 2008 
und 2020 dreimal stärker als die Wirtschaft 
gewachsen. Mieten werden regelmäßig an 
die allgemeine Preisentwicklung angepasst. 
Wenn die Preise steigen, steigen also auch 
die Mieten. Bei der aktuellen Teuerung wird 
Wohnen somit für viele Menschen zum Luxus 

und ist kaum noch leist-
bar. Als wichtige Maß-
nahme müssen Mieter-
höhungen für 2022 zu-
rückgenommen wer-
den, um die „Miet-
Preis-Spirale“ zu brem-

sen. Darüber hinaus müssen zukünftig 
automatische Mieterhöhungen gegen ho-
he Preissteigerungen abgesichert werden. 

Energie und Mobilität
Der Krieg in der Ukraine hat massive Auswir-
kungen auf die Energiepreise in Europa. Der 
rapide Anstieg der Energiekosten ist ein we-
sentlicher Preistreiber. Die Kosten für Strom 
und Gas werden immer höher und steigen 
teilweise um 100 Prozent und mehr. Viele 
Menschen fürchten sich schon vor den Jah-
resabrechnungen und schmerzhaften Nach-
zahlungen. Viele Arbeitnehmer_innen, vor al-
lem die Pendler_innen, sind auf das Auto an-
gewiesen. Sie können sich jedoch die Benzin-

kosten von mehr als zwei Euro pro Liter für 
den Weg zur Arbeit und retour kaum noch 
leisten. Ein Umstieg auf Öffentliche Verkehrs-
mittel ist in vielen Fällen jedoch nicht oder 
nicht sinnvoll möglich.

Mittelfristig ist leider nicht mit einer Entspan-
nung auf den Energiemärkten zu rechnen. 
Punktuelle, temporäre und zielgerichte-
te Markteingriffe sind daher notwendig 
und sinnvoll, um die Energiepreise wie-
der nach unten zu bringen und die Inflati-
on nachhaltig einzudämmen. Die EU-Kom-
mission hat beispielsweise vorgeschlagen, ei-
nen Deckel für Strom-, Gas- und Fernwärme-
preise einzuführen. Spekulationen auf den 
Energiebörsen können durch die Einführung 
einer Finanztransaktionsteuer reduziert wer-
den. Eine weitere zentrale Maßnahme wäre 
die Entkoppelung der Strom- und Gaspreise. 
Der Strommarkt funktioniert nach dem 
„Merit-Order-Prinzip“, das bedeutet, dass 
das teuerste Kraftwerk, das gerade noch ge-
braucht wird, um die Stromnachfrage zu de-
cken, den allgemeinen Strompreis bestimmt. 
Sehr häufig ist das ein Gaskraftwerk. Im heu-
rigen Jahr mussten in Österreich überdurch-
schnittlich oft Gaskraftwerke in das Strom-
netz eingespeist werden, um den Verbrauch 
abzudecken. Problematisch in dem Zusam-
menhang ist der massive Anstieg des Gas-
preises. Der Gas-Großhandelspreis lag im 
Mai 2022 um 474 Prozent über dem Vorjah-
reswert. Für die Verbraucher_innen wird der 
Strompreis somit jedes Mal extrem teuer, 
wenn Gas benötigt wird, um die Nachfrage 
zu bedienen. Mit der Einführung eines Gas-
preisdeckels für Gaskraftwerke, die Strom 
erzeugen, würde der Strompreis deutlich 
niedriger sein. Spanien und Portugal haben 
solch eine Entkoppelung bereits umgesetzt 
und legen staatlich verordnet die Obergren-
ze für den Gaspreis fest, der für die Stromer-
zeugung verwendet wird. 

Viele Energieunternehmen mit einem hohen 
Anteil an erneuerbarer Energieerzeugung 
profitieren von dem aktuellen „Merit-Order-
Prinzip“. Sie geben die stark steigenden all-
gemeinen Strompreise an ihre Kund_innen 
weiter, ohne dass ihre eigenen Produktions-
kosten gestiegen sind. Unternehmen wie bei-

Coverstory
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spielsweise die TIWAG, Kelag, Verbund, Ill-
werke VWK oder Energie Burgenland haben 
traditionell einen hohen Anteil an Wasser-
kraft bzw. bei Energie Burgenland ein hoher 
Anteil an Windkraft. Jene Unternehmen er-
zielen ohne ihr Zutun krisenbedingte Über-
schussgewinne, sogenannte „Windfall Pro-
fits“. Die Internationale Energieagentur (IEA) 
schätzt die „Windfall Profits“ EU-weit auf über 
200 Milliarden Euro jährlich. Die EU-Kommis-
sion hat vorgeschlagen, diese Überschussge-
winne zu besteuern und abzuschöpfen und 
die Einnahmen zur Entlastung der Haushal-
te zu verwenden. Bulgarien, Italien, Rumäni-
en und Spanien haben bereits Regelungen 
betreffend Besteuerung von „Windfall Pro-
fits“ eingeführt. Auch Österreich sollte die-
sen Beispielen folgen und die Überschuss-
gewinne der Energieunternehmen und Mi-
neralölunternehmen besteuern. 

Viele Menschen in Österreich haben keine öf-
fentliche Anbindung und sind daher auf das 
Auto angewiesen. Die Benzinpreiserhöhung 
stellt für sie eine massive Belastung dar. 
Die Senkung der Mineralölsteuer auf Zeit 
und die Erhöhung des Kilometergelds wä-
re dringend notwendige Entlastungsmaß-
nahmen. Mittelfristig muss der Ausstieg aus 
Öl und Gas jedoch unser gemeinsames Ziel 
sein. Das ist nicht nur notwendig, um die Ab-
hängigkeiten von fossilen Energieträgern zu 
reduzieren, sondern mit Blick auf den Klima-

wandel ist es für die Zukunft unserer Erde so-
wieso alternativlos. Investitionen in erneuer-
bare Energien wie Wind- oder Wasserkraft 
sowie Solarenergie sind langfristig sinnvoll 
und auch günstiger. Eine Investitionsoffensi-
ve und ein massiver Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsmittel sind ebenfalls längst überfäl-
lig und notwendig. 

Lebensmittel
Neben Wohnen, Energie und Mobilität spü-
ren die Menschen die Preissteigerungen bei 
Lebensmitteln unmittelbar und direkt. Es-
sen müssen wir alle. Nahezu alle Produkte 
sind empfindlich teurer geworden. Einzelne 
Lebensmittel, wie 
Mehl, kosten im Ver-
gleich zum Vorjahr 
sogar um fast 100 
Prozent mehr, zeigt 
ein Preisvergleich 
der Arbeiterkam-
mer. In Österreich, 
einem der reichsten 
Länder der Welt, ist für viele Familien der täg-
liche bzw. wöchentliche Lebensmitteleinkauf 
mittlerweile immer schwerer zu bewerkstelli-
gen. Deutlich mehr Menschen als in der Ver-
gangenheit müssen bei Sozialmärkten ein-
kaufen gehen. Eine temporäre Streichung 
der Mehrwertsteuer auf Lebensmittel – 
mit Verpflichtung des Lebensmittelein-
zelhandels dies auch an die Konsumenten 
weiterzugeben – ist eine unkomplizierte 
Hilfsmaßnahme, die sofort bei allen Men-
schen ankommt. Der tägliche Lebensmitte-
leinkauf darf nicht zur Armutsfalle werden. 

Heiße Herbstlohnrunde
Im Herbst starten die für alle Branchen rich-
tungsweisenden Metaller-Lohnrunden. Vor 
dem Hintergrund der sehr hohen Inflation 
sind kräftige Lohnerhöhungen absolut not-
wendig, um die Belastungen durch die Teu-
erung auszugleichen. Der Herbst wird somit 
zum Kraftakt für die Gewerkschaften. Die Ar-
beitnehmer_innen brauchen nachhaltige 
Lohn- und Gehaltserhöhungen, um auch 
zukünftig die Kosten für Wohnen, Essen, 
Energie und Mobilität bedienen zu kön-
nen. Lohnsteigerungen mit Abgeltung der 
vollen Inflation garantieren ein Gleichbleiben 
der Kaufkraft und sichern den Wohlstand in 
unserem Land. 

Neben ordentlichen Lohn- und Gehaltserhö-
hungen müssen aber noch weitere Maßnah-
men gesetzt werden. Zukünftig wird es zwar 
eine Inflationsanpassung bei verschiedenen 

Viele Menschen in Öster-
reich haben keine öffent-
liche Anbindung und sind 
daher auf das Auto ange-
wiesen.

Neben ordentlichen Lohn- 
und Gehaltserhöhungen 
müssen noch weitere Maß-
nahmen gesetzt werden.



7

     AK-DIVIDENDENREPORT

Coverstory
Sozialleistungen geben, dies ist jedoch bei 
weitem nicht genug. Es braucht grundsätz-
lich Erhöhungen der Leistungen, um die Men-
schen ausreichend zu unterstützen. Arbeits-
lose und Mindestsicherungsbezieher_innen 
sind mit am stärksten von der Teuerung be-
troffen. Eine langjährige Gewerkschaftsfor-
derung, nämlich die Anhebung des Arbeitslo-
sengeldes von derzeit 55 Prozent auf 70 Pro-
zent, muss endlich umgesetzt werden, damit 
jene Menschen, die ihren Job verlieren, nicht 
in die Armut abrutschen. 

Das notwendige Geld, um wirksame Entlas-
tungspakete zu schnüren, ist jedenfalls vor-
handen. Bei der Bankenrettung in der Fi-
nanzkrise oder den Unternehmenshilfen 
während der Coronapandemie hat man das 
auch deutlich gesehen. Es liegt eigentlich nur 
am politischen Willen. Bei der Frage nach 
der Finanzierung gibt es eine einfache 
Antwort: Die Vermögensverteilung muss 
zukünftig fair gestaltet werden. Ein Blick 
auf das Gesamtsteueraufkommen in Öster-
reich zeigt, dass ein Großteil der Einnahmen 
aus Sozialbeiträgen, Verbrauchssteuern und 
Steuern auf Arbeit stammt. Gewinn- und ver-
mögensbezogene Steuern machen nicht ein-
mal ein Zehntel der Steuereinnahmen in un-
serem Land aus. Diese Schieflage gehört 
endlich begradigt. 	
 

Unternehmensgewinne auf Rekord-
niveau – ATX-Unternehmen schütten 
mehr als 3,5 Mrd. Euro an Dividenden 
aus.

Das Geschäftsjahr 2021 war trotz Corona-
pandemie ein äußerst erfolgreiches Jahr 
für die größten Österreichischen Konzer-
ne. Die im Leitindex ATX der Wiener Börse 
gelisteten Unternehmen haben erstmals 
in der Geschichte des Index die Gewinn-
schwelle von zehn Milliarden Euro über-
schritten. Die meisten der 20 ATX-Unter-
nehmen haben daher auch die Ausschüt-
tungen an ihre Aktionäre erhöht. In Sum-
me werden sie heuer, laut Analyse der Ar-
beiterkamer, mehr als 3,5 Milliarden Euro 
an Dividenden ausschütten. 

Als Parteifreie Gewerkschafter_innen for-
dern wir Zurückhaltung bei den Dividen-
denausschüttungen. Angesichts der unsi-
cheren Zukunft, hoher Inflation und des 
immer wieder zitierten Fachkräftemangels, 
ist es sinnvoller, die Gewinne in den Unter-
nehmen zu belassen und beispielsweise in 
die Aus- und Weiterbildung der Beschäftig-
ten und Lehrlinge zu investieren. Vor dem 
Hintergrund der hohen Teuerung müs-
sen auch die Löhne und Gehälter entspre-
chend angepasst werden. Ohne die Mitar-
beiter_innen und deren Leistungen gibt es 
bekanntlich auch keine Unternehmensge-
winne.

„Preise runter!“-Konferenz des ÖGB in der Marx-Halle in Wien am 9. Juni. 
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Eckhart Fahrner ist für die Parteifreien Ge-
werkschafter_innen mit einem 15-köpfigen 
Team angetreten. In Summe wurden 15 Be-
triebsratsmandate vergeben. In der voran-
gegangenen Funktionsperiode waren es 
noch 16 Mandate mit folgender Verteilung: 
FCG (Fraktion Christlicher GewerkschafterIn-
nen): 7 Mandate / FSL (Freie Swarovski Liste):  
6 Mandate / PFG: 3 Mandate.

Die FCG konnte bei der Wahl 2022 die abso-
lute Mehrheit und 8 Mandate erreichen. Die 
FSL verlor stark und kam auf 4 Mandate. Als 
PFG konnten wir wieder 3 Mandate erzie-
len, dabei jedoch unseren Stimmenanteil von 
2017 von 16,9 Prozent auf 18,5 Prozent erhö-
hen. Die Wahlbeteiligung war bedingt durch 
die Pandemie, Homeoffice und der hohen In-
fektionszahlen wie zu erwarten geringer als 
2017. Mit mehr als 46 Prozent  war sie jedoch 
durchaus zufriedenstellend.

Als PFG bilden wir seit mehreren Funktions-
perioden mit der FCG eine Koalition bei Swa-
rovski in Wattens. Diese wurde auch nach 
der heurigen Betriebsratswahl fortgesetzt. 
Der Parteifreie Gewerkschafter Eckhart Fahr-
ner wurde erneut zum zweiten Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Angestelltenbetriebs-
rats gewählt.

Seitens der Parteifreien Gewerkschafter_in-
nen wünschen wir Eckhart Fahrner und dem 
gesamten PFG-Team bei Swarovski viel Erfolg 
bei der Betriebsratsarbeit in den kommen-
den Jahren.

»» Betriebsratswahl der Angestellten bei Swarovski (Wattens)
Im März 2022 fanden bei der Firma Swarovski in Wattens (Tirol) die Betriebsrats­
wahlen der Angestellten statt. 

FSL
4 Mandate

PFG
3 Mandate

FCG
8 Mandate

PFG-Team bei Swarovski in Wattens/Tirol

Betriebsratswahlen
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»» Betriebsratswahlen TEAMwork
Vom 13. bis 14. April fanden die Betriebsratswahlen bei der Firma 
„TEAMwork Holz- und Kunststoffverarbeitung GmbH“ in Linz statt. 
Mehr als 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren aufgerufen, ih-
re Belegschaftsvertretung zu wählen. Die parteifreie Liste „PFG-Friedl“, 
angeführt von Mathias Friedl, hat die Kolleginnen und Kollegen da-
von überzeugt, wie wichtig es ist, gemeinsam für die Interessen aller 
Beschäftigten zu kämpfen und ein Zeichen zu setzen. Mit einer Wahl-
beteiligung von knapp 70 % und einer erfolgreich durchgeführten Be-
triebsratswahl ist dies durchaus gelungen. 

„Mit einer Wahlbeteiligung von 70 % hätte ich nicht gerechnet. Das zeigt 
mir, dass das Interesse an einer starken Belegschaftsvertretung aktueller 
denn je ist. Wir freuen uns auf die Aufgaben und Herausforderungen, die 
in diesen turbulenten Zeiten vor uns liegen. Uns ist es wichtig, ehrliche Be-
triebsratsarbeit zu leisten, unabhängig jeglicher Parteifarben. Wir werden

versuchen, das Beste für 
unsere Kolleginnen und 

Kollegen durchzusetzen.“ 
Mathias Friedl

»» Betriebsratswahlen 
Oesterreichische 
Nationalbank

Unter dem Motto „We are the difference“ hat 
die parteifreie Liste „Neuer Wind“ am 18. Mai 
erstmals bei der Betriebsratswahl in der Oe-
sterreichischen Nationalbank kandidiert. 
Das Team, angeführt von der parteifreien 
Gewerkschafterin Elisabeth Mathes, konnte 
gleich beim ersten Antreten 7 % der Stimmen 
und ein Mandat erreichen. Insgesamt haben 
vier verschiedene Listen um die Stimme der 
OeNB Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
worben. Die Nationalbank ist traditionell ein 
stark „politisch beeinflusstes“ Unternehmen. 
Daher ist es umso bemerkenswerter und be-
eindruckend, gleich beim ersten Versuch als 
parteifreie Liste in den Betriebsrat einzuzie-
hen. Zukünftig haben die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der Oesterreichischen Na-
tionalbank somit auch parteifreie Ansprech-
partner_innen im Betriebsrat. Ein erster 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung. 

Wir wünschen Elisabeth und dem gesamten 
Team der Liste „Neuer Wind“ alles Gute und 
viel Erfolg für die kommenden Jahre.

»» Betriebsratswahlen 
AT&S Fehring

Ende Mai konnten die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Firma AT&S in Fehring ihren 
Angestellten-Betriebsrat für die nächsten fünf 
Jahre wählen. Das „Team Trauch“ mit dem 
langjährigen Betriebsratsvorsitzenden und 
parteifreien Gewerkschafter Siegfried Trauch 
wurde wiedergewählt. Siegfried wurde im Zu-
ge der konstituierenden Sitzung erneut zum 
BR-Vorsitzenden gewählt. Wir wünschen ihm 
und seinem parteifreien Betriebsratsteam al-
les Gute und viel Erfolg für die Betriebsrats- 
und Gewerkschaftsarbeit in den nächsten fünf 
Jahren. 

Mathias Friedl, Betriebsratsvorsitzender 

PFG TEAMwork
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Am Samstag, dem 21. Mai 2022 fand in der 
„Ankerbrotfabrik“ in Wien der 37. Bundesju-
gendkongress des ÖGB statt. Der Jugendkon-
gress ist die größte und wichtigste Veranstal-
tung der Österreichischen Gewerkschaftsju-
gend und findet alle zweieinhalb Jahre statt. 
„Deine Zukunft – Unsere Mission“ war das 
Motto der diesjährigen Veranstaltung. Rund 
200 Delegierte haben beim Bundeskon-
gress die politischen Positionen der Gewerk-
schaftsjugend für die kommenden Jahre be-
schlossen und den Vorsitz sowie das Präsi-
dium der Österreichischen Gewerkschafts-
jugend gewählt. Auch wir von der Parteifrei-
en Gewerkschaftsjugend haben als Gastde-
legierte an der Veranstaltung teilgenommen. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte des Kongres-
ses umfassten die Aufwertung der Lehre, Kli-

maschutz und Nachhaltigkeit sowie die psy-
chische Gesundheit der Jugend. Darüber hi-
naus wurden gesellschaftspolitisch wichtige 
Themen, wie der Kampf gegen Rassismus, 
Faschismus und Sexis-
mus oder die Einfüh-
rung von politischer Bil-
dung als Pflichtfach, an-
gesprochen. Themen, 
die wir als Parteifreie 
Gewerkschaftsjugend 
absolut unterstützen. 

Die Jugend ist unsere 
Zukunft und die Lehrlinge sind unsere Fach-
kräfte von morgen. Daher braucht es auch 
mehr Investitionen in eine qualitative Lehr-
ausbildung. Wir brauchen mehr Unterneh-

37. Bundesjugendkongress
„Deine Zukunft – Unsere Mission“

„Nur wer eine Perspektive 
hat, hat auch den Mut,  
optimistisch in die Zukunft 
zu gehen!“,  
Richard Tiefenbacher,  
Vorsitzender der ÖGJ 
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Michelle Müller
PFG Jugendvorsitzende

vlnr: Alexander Sollak (PFG Bundesvorsitzender), Michelle Müller (PFG Jugend), 
Niklas Opitz (PFG Jugend)

men, die junge Menschen ausbilden 
und klimafreundliche, attraktive Lehr-
stellen anbieten. Das Lehrlingseinkom-
men muss erhöht werden und für die 
Vorbereitung der Lehrabschlussprü-
fung muss es genügend bezahlte Vor-
bereitungszeit geben. Genauso braucht 
es einen Rechtsanspruch auf Lehre mit 
Matura in der Arbeitszeit. 
Um all diese Dinge umzusetzen, be-
darf es auch einer starken Mitbestim-
mung von Lehrlingen und jungen Ar-
beitnehmer_innen im Betrieb. Die Ju-
gendvertrauensräte müssen stärker im 
Betrieb und in die Entscheidungspro-
zesse eingebunden werden. Die Jun-
gend verdient Respekt und Wertschät-
zung. Die Stimme der jungen Genera-

tion muss gehört werden – im Betrieb 
aber auch außerhalb. Als Parteifreie 
Gewerkschaftsjugend unterstützen wir, 
ganz nach dem Motto: „Deine Zukunft 
– Unsere Mission“, Lehrlinge, die ei-
nen Jugendvertrauensrat in ihrem Be-
trieb gründen wollen. Wir unterstützen 
aber auch junge Arbeitnehmer_innen, 
die sich im Sinne der Mitbestimmung 
engagieren und für Verbesserung des 
Arbeitsumfelds einsetzen. Am besten 
geht das Ganze gemeinsam und solida-
risch. Wir empfehlen daher jedem Lehr-
ling und allen jungen Arbeitnehmer_in-
nen, bereits beim Berufseintritt der Ge-
werkschaft beizutreten, um die Arbeits-
welt auch zukünftig fair (mit)gestalten 
zu können. 

     JUGENDVERTRAUENSRAT

Jugendvertrauensrat wird 50

Im Jahr 1972 hat die Gewerk-
schaftsjugend nach vielen Jah-
ren unermüdlichen Einsatzes ei-
nen historischen Meilenstein für 
die Mitbestimmung von Lehrlin-
gen im Betrieb erkämpft. Am 9. 
Juli 1972 wurde das Jugendver-
trauensrätegesetz im Parlament 
beschlossen und mit Wirkung 1. 
Jänner 1973 als Teil des Arbeits-
verfassungsgesetzes in Kraft ge-
setzt. Seit diesem Zeitpunkt kön-
nen Lehrlinge und jugendliche 
Arbeitnehmer_innen einen Ju-
genvertrauensrat gründen und 
wählen. 
Mittlerweile gibt es österreich-
weit mehr als 2.500 Jugendver-
trauensrät_innen, welche tag-
täglich die Lehrlinge und jungen 
Arbeitnehmer_innen im Betrieb 
vertreten und ihnen bei privaten 
und beruflichen Problemen zur 
Seite stehen.
Im Jahr 2017 wollte die türkis-
blaue Bundesregierung den Ju-
gendvertrauensrat abschaffen 
und damit gezielten Demokra-
tieabbau betreiben. Durch den 
Kampf der Gewerkschaftsju-
gend und tausender JVRs konnte 
dies jedoch verhindert werden. 
Eine Abschaffung der JVRs hät-
te bedeutet, dass Lehrlinge und 
junge Arbeitnehmer_innen ihr 
Mitspracherecht im Betrieb ver-
loren hätten.

PFG Parteifreie 
Gewerkschaftsjugend
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Sprachhelfer_innen kommen aus denselben Herkunfts-
ländern wie zugewanderte Schüler_innen und spre-

chen neben Deutsch auch deren Erstsprache. Sie helfen 
den Kindern beim Lernen, bei der Organisation des Schul-
alltages, helfen bei Elterngesprächen, beim Ankommen 
im neuen Land und nicht zuletzt stellen sie eine unschätz-
bare Hilfe für uns Lehrerinnen und Lehrer dar.

In den Deutschförderklassen an Pflichtschulen sitzen bis 
zu 20 Schüler_innen aus den unterschiedlichsten Län-
dern. Eine einzige Lehrperson ist für die Beschulung die-
ser Schüler_innen zuständig. Manche Schüler_innen kom-
men aus Ländern mit funktionierenden Strukturen und 

Schulen. Diese Kinder bringen Lernerfahrung mit und 
sind motiviert, Deutsch zu lernen. 
Gleichzeitig sitzen in derselben Deutschförderklasse Schü-
ler_innen, die noch nie in einer Schule waren. Sie müssen 
nicht nur Deutsch lernen, sondern auch Lesen und Schrei-
ben. Andere Schüler_innen wiederum sind in einem an-
deren Schriftsystem alphabetisiert, sie können zum Bei-
spiel Arabisch schreiben und lesen, müssen aber die latei-
nische Schrift erlernen. Viele Kinder wirken am Beginn ih-
rer Schullaufbahn in Österreich traurig, ängstlich, depres-
siv, verschüchtert, verschlossen oder entwurzelt. Manche 
Kinder sind traumatisiert. Manche werden von massiven 
Ängsten geplagt. Oftmals sind die Kinder ohne ihre Fami-

Sprachhelfer_innen  
in Salzburg

Wir fordern den Erhalt der Sprachhelfer_innen und ordentliche 
Verträge für die Bediensteten.
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lie, ganz allein, nach Österreich gekommen. Diese unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge sorgen sich häufig 
um ihre Familien in ihrer Heimat.
Bis jetzt konnten Schulen in Salzburg die Sprachhelfer_in-
nen relativ unkompliziert und unbürokratisch anfordern. 
Sie waren bei einem Verein als Träger vertraglich beschäf-
tigt und viele Salzburger Pflichtschulen nutzten dieses 
hervorragende Angebot. Das soll sich, wenn es nach der 
ressortzuständigen Salzburger Landesrätin Daniela Gut-
schi (ÖVP) geht, ändern. Sie ortet nach einer sogenannten 
Evaluierung (Übrigens: Keiner der Schulen, die Sprachhel-
fer nutzten, war diese Evaluierung bekannt) einen ande-
ren Bedarf und möchte das Budget stattdessen in die För-
derung von ukrainischen Flüchtlingen investieren. Dabei 
übersieht sie, dass wir noch immer viele Schüler_innen 
aus Syrien, Afghanistan, Rumänien und vielen anderen 
Länder zu unterrichten und betreuen haben. 

Frei nach dem Motto „speed kills“ wurden die Sprachhel-
fer_innen in Salzburg bereits mit 31. Juli gekündigt und 
sollen zukünftig, wenn überhaupt, nur mehr mit einem 
Werkvertrag oder auf Honorarbasis arbeiten. Derartig 
prekäre Dienstverhältnisse lehnen wir strikt ab, da wir un-
ter diesen Arbeitsbedingungen kaum noch geeignete Hel-
fer_innen finden werden. Mit einer Unterschriftenaktion 
der besonderen Art der Salzburger Lehrer_innengewer-
kschaft, möchten wir auf diese Fehlentwicklung bei den 

Sprachhelfern_innen an Salzburgs Schulen hinweisen. Mit 
der Postkartenaktion sollen die drei zentralen Forderun-
gen in der Lehrerschaft und bei Eltern sowie interessier-
ten Bürgerinnen und Bürgern bekannt gemacht werden. 

Wir hoffen dadurch auch auf ein Umdenken der Politik. 
Die drei zentralen Forderungen sind:

•	 Ja zu dienstnehmerfreundlichen Arbeitsverträgen für 
Sprachhelfer_innen!

•	 Ja zum Ausbau des Systems Sprachhelfer_innen!
•	 Ja zur Unterstützung der Salzburger Lehrer_innen 

durch Sprachhelfer_innen! 

Die Sprachhelfer_innen leisten einen wesentlichen Bei-
trag, damit Kinder aus anderen Ländern in Salzburg emo-
tional ankommen können. Dadurch wird auch die Basis 
für eine erfolgreiche Integration geschaffen. Die Politik 
agiert sehr kurzsichtig, wenn sie derartige Erfolgsprojek-
te dem Sparstift unterordnet. Den Preis für die ungelös-
ten Probleme zahlt langfristig unsere Gesellschaft. Daher 
sollten wir solche Projekte nicht zerstören, sondern wei-
ter fördern und ausbauen.

Toni Polivka
PFG Salzburg

Sehr geehrte Frau Landesrätin Gutschi!

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich 

das Projekt Sprachhelfer*innen in der 

bisherigen Form.

 
✓  Ja zu dienstnehmerfreundlichen 

 Arbeitsverträgen für Sprachhelfer*innen!

✓  Ja zum Ausbau des Systems 

 Sprachhelfer*innen!

✓  Ja zur Unterstützung der Salzburger  

 Lehrer*innen durch Sprachhelfer*innen!

 

Vorname    Nachname

Unterschrift

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst

Pflichtschullehrer/innen

Kaigasse 10 / 1. Stock

5020 Salzburg

Bildung bringt
 Bewegung

 Gewerkschaft Öffentlicher Dienst

 Landesleitung Salzburg aps
S A L Z B U R G

P F L I C H T S C H U L L E H R E R I N N E N 



14

Schritt für Schritt, aber leider immer noch 
zu langsam, nähern wir uns gesellschaftlich 
dem Thema „Väterkarenz“.
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Karenzzeiten und Pension 
Bis zur Gleichstellung haben wir noch einen langen Weg vor uns.

Wir schreiben das Jahr 2022 und wenn 
wir die Gegenwart mit der Vergan-

genheit vergleichen, so gibt es mittlerweile 
in den eigenen vier Wänden bereits ein ge-
wisses Ausmaß an Gleichberechtigung punk-
to Kinderbetreuung und Kindererziehung. 
Schritt für Schritt, aber leider immer noch zu 
langsam, nähern wir uns gesellschaftlich dem 
Thema „Väterkarenz“. Immer mehr Männer 
gehen in Karenz und übernehmen Aufga-
ben der Kindererziehung und der Haushalts-
führung. In den eigenen vier Wänden verän-
dert sich die Situation zum Besseren. In der 
Arbeitswelt ist diese positive Entwicklung je-
doch noch nicht überall zu sehen. In vielen 
Branchen und Berufszweigen können Män-
ner immer noch nicht in Karenz gehen ohne 
Nachteile zu erfahren – obwohl immer mehr 
Väter dies gerne tun würden. 

Studien zeigen, auch wenn Frauen eine Kar-
riere anstreben, sind sie jedoch gerne Mütter 
und genießen die Karenzzeit mit den Kindern, 
bzw. wollen sie Kindererziehung und Kinder-
betreuung nicht einer Nanny oder Fremden 
überlassen. Jedes Paar mit Kind(ern) hat die 
Möglichkeit, zu entscheiden, wer (Frau oder 
Mann), wie lange in Karenz gehen möchte – 
das ist auch gut so. 

Diese persönliche Entscheidung sollte jedoch 
absolut freiwillig getroffen werden können, 
daher müssen auch die passenden Rahmen-
bedingungen durch die Arbeitgeber_innen 
geschaffen werden.

Ein anderes Gleichbehandlungsthema, wel-
ches sehr wichtig ist, ist die Anrechnung der 
Karenzzeit für die zukünftigen Pensionszah-
lungen. Es ist notwendig, auch an die finan-
zielle Zukunft zu denken. Wie sieht es z.B. 
mit den Pensionseinzahlungen aus, wenn die 

Frau oder der Mann in Karenz geht? Aktuell 
ist es so, dass Arbeitnehmer_innen in Karenz 
zwar Kinderbetreuungsgeld erhalten, es er-
folgt jedoch keine Einzahlung auf das Pensi-
onskonto.

In der Vergangenheit wurde immer argumen-
tiert, dass im Falle des Ablebens des Ehe-
mannes, die Frau mit der Witwenpension ab-
gesichert sei und sich um das Finanzielle in 
der Pension keine Sorgen zu machen brau-
che. Doch die Zeit ist nicht stehen geblieben 
– und auch das klassische Bild der Familie 
hat sich verändert. An Stelle von Ehepaaren 
mit Kind(ern) findet man heute immer öfter 
Lebensgemeinschaften, Patchworkfamilien 
oder Alleinerzieher_innen. Viele Menschen 
verzichten auf den Trauschein – und nehmen 
das Risiko auf sich, dass sie im Fall der Fäl-
le auf eine Witwenpension verzichten und so-
mit mit ihrer eigenen (geringen) Pension aus-
kommen müssen.

Die Person, welche Karenz in Anspruch 
nimmt (bisher meistens die Frau) und sich 
hauptsächlich um die Kindererziehung küm-
mert, kann somit auch weniger für ihre Pen-
sion einzahlen. Deshalb ist es sehr sinnvoll 
und notwendig, dass die Pensionseinzahlung 
vom Alleinverdiener oder von der Alleinver-
dienerin zur Hälfte an die Person übergeht, 
welche sich in Karenz befindet, um zukünf-
tig eine faire monatliche Pensionszahlung zu 
erhalten und somit auch Altersarmut verhin-
dern zu können.

Elisabeth Mathes
PFG Diversität, Frauen,  
Gleichbehandlung
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Die Kurzarbeit hat zum Höhepunkt der Coronapan-
demie mehr als 1,3 Millionen Arbeitsplätze in Öster-

reich gesichert und wurde bereits mehrmals verlängert. 
Grundsätzlich war vereinbart, die Kurzarbeitsregelung 
bis Jahresende fortzuführen. Die dafür notwendige So-
zialpartnereinigung war jedoch vorerst an der Höhe der 
Nettoersatzrate gescheitert. Die Arbeiterkammer und der 
Österreichische Gewerkschaftsbund haben ihre Zustim-
mung zur Weiterführung der Kurzarbeit daran geknüpft, 
dass betroffene Arbeitnehmer_innen 90 Prozent des letz-
ten Lohns oder Gehalts bekommen. Am 8. Juni konnte 
schlussendlich, nach zähen Verhandlungen mit der Ar-
beitgeberseite, die Kurzarbeit mit einer Nettoersatzrate 
von 90 Prozent verlängert werden. 

Gerade vor dem Hintergrund der steigenden Teuerung 
und Rekordinflation war es notwendig eine hohe Netto
ersatzrate zu vereinbaren, um die Lohn- und Gehaltsein
bußen bei Kurzarbeit so gering wie möglich zu halten. Die 
immer noch anhaltende Coronapandemie, aber vor al-
lem die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine, werden 

in den nächsten Monaten zu großen Herausforderungen 
für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt führen. Kurzarbeit 
kann sicherlich dabei helfen, Krisen zu meistern und negati-
ve Auswirkungen abzufedern. Als Parteifreie Gewerkschaf-
ter_innen hoffen wir jedoch, dass die Anzahl von Beschäf-
tigten in Kurzarbeit so niedrig wie möglich bleiben wird. 

Die wichtigsten Eckpunkte der Kurzarbeitsregelung

•	 Dauer: Die neue Kurzarbeitsregelung gilt von 1. Juli 
2022 bis 31. Dezember 2022

•	 Nettoersatzrate: Diese beträgt – wie vom ÖGB gefor-
dert – 90 Prozent

•	 Beratungsverfahren: Dieses ist für alle Betriebe vor 
Inanspruchnahme verpflichtend

•	 Vorlaufzeit: Diese beträgt in der neuen Regelung drei 
Wochen

•	 Kontrolle: Der Zugang zur Kurzarbeit wird im Geneh-
migungsprozess stärker kontrolliert, um Missbrauch 
auf Kosten der Allgemeinheit und der Arbeitnehmer_
innen vorzubeugen

Kurzarbeit
90 Prozent Nettoersatzrate verlängert
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Am Freitag, dem 14. Oktober feiern wir 70 Jahre 
Parteifreie Gewerkschafter_innen in Öster-

reich. Im Zuge eines außerordentlichen Bundes-
kongresses werden wir uns gemeinsam zum er-
freulichen Jubiläum in der ÖGB-Zentrale in Wien 
treffen.

Parteilose Gewerkschafter_innen aus ganz Österreich 
haben sich in den Nachkriegsjahren mehr und mehr 
koordiniert und organisiert, um ihre Ideen und Vor-
stellungen gemeinsam umzusetzen. Am 7. Oktober 
1952 trafen sich in Gmunden (Oberösterreich) mehr 
als 200 Betriebsrät_innen aus allen Bundesländern 
Österreichs mit dem Ziel, eine unabhängige und par-
teifreie Interessensgemeinschaft zu etablieren. Bei 
dem Treffen in Gmunden haben Gewerkschafter_in-
nen und Betriebsrät_innen aus der Privatwirtschaft 
und der verstaatlichten Industrie, die keiner Partei-
fraktion angehörten, die „Arbeitsgemeinschaft für 
parteilose Betriebsräte und Arbeitnehmer“ gegrün-
det. Dieses Zusammentreffen war die Geburtsstunde 
der „Parteifreien Gewerkschafter_innen Österreichs 
(PFG)“. Schon bei der Gründung der gemeinsamen 
Arbeitsgemeinschaft wurde das Motto ausgege-
ben, dass „führende“ Parteifunktionäre nicht 
gleichzeitig leitende Funktionen in den Interes-
sensvertretungen der Arbeitnehmer_innen aus-
üben sollten. Diesem Grundsatz ist die PFG bis heu-
te treu geblieben.

Die Vorbereitungen für den außerordentli-
chen Bundeskongress und der Jubiläumsver-
anstaltung laufen auf Hochtouren. Die offiziel-
len Einladungen an die PFG-Mitglieder wer-
den zeitgerecht, im September, versendet. 
Wir bitten euch jedenfalls schon jetzt, den  
14. Oktober vorzumerken. Die Anreise nach 
Wien wird von den jeweiligen PFG-Landesgrup-
pen koordiniert. Wir hoffen auf zahlreiche Teil-
nahme und freuen uns auf einen schönen Tag 
mit euch. 

Außerordentlicher 
Bundeskongress 

14. Oktober 2022

Intern 

    70  Jahre
1952 - 2022

PFG Parteifreie 
Gewerkschafter_innen

10 Jahre PFG – ÖGB-Präsident Franz Olah (links) beim PFG-Jubiläum  
im Jahr 1962.

25 Jahre PFG – ÖGB-Präsident Anton Benya (rechts) beim PFG-Jubiläum  
im Jahr 1977.
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4. ÖGB Bundes- 
pensionistInnenforum 
Vom 18. bis 19. Oktober findet in Wien, in der ÖGB-

Zentrale, das 4. BundespensionistInnenforum des 
Österreichischen Gewerkschaftsbunds statt. Als Partei-
freie Gewerkschafter_innen werden wir mit einer eige-
nen Delegation am Bundeskongress teilnehmen. Sieg-
fried Klecka, Gerhard Kogler, Ilse Weißmann, Heinz 
Weißmann, Sigrid Haipl und Martha Unger werden an 
beiden Tagen die PFG vertreten. Auf der Tagesordnung 
stehen neben der Abstimmung von verschiedenen An-
trägen auch die Wahlen der PensionistInnengremien. 
Inhaltlich wird sicherlich die aktuelle Teuerung ein viel-
diskutiertes Thema sein.

Gerade bei den PensionistenInnen schlägt der Preisan-
stieg voll ein. Viele Seniorinnen und Senioren sind am fi-

nanziellen Limit. Die in Aussicht gestellten Einmalzahlun-
gen können die Probleme nicht langfristig lösen. Selbst 
unter Einrechnung der Maßnahmen der Regierung, die 
zum großen Teil von der Bevölkerung selbst finanziert 
werden und die in voller Höhe erst 2023 wirksam werden, 
bleibt den Pensionisten laut Berechnungen des Pensio-
nistenverbands im Schnitt ein Minus von 89 Euro im Mo-
nat. 

Die Pensionsanpassungen für 2022 betrugen lediglich 
1,8 Prozent. Wir sehen aktuell jedoch Preissteigerun-
gen bei Lebensmitteln und Wohnen von bis zu 30 Pro-
zent und massive Erhöhungen der Energiekosten von 
teilweise mehr als 100 Prozent. Viele ältere Menschen 
in Österreich können sich Essen, Heizen und Wohnen 
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Pensionist_innen

kaum noch leisten. Als Parteifreie Gewerk-
schafter_innen fordern wir daher ein ra-
sches Vorziehen der Pensionsanpassung, 
am besten noch vor Ende des Sommers. 
Die Anpassungen müssen substanziell und 
nachhaltig sein, um die Verluste der Pensi-
onisten ausgleichen zu können. Einmalzah-
lungen sind dazu jedoch kein geeignetes 
Mittel. Die Regierung muss geeignete Maß-
nahmen treffen, um die Menschen tatsäch-
lich zu entlasten, so wie sie es während der 
Coronapandemie auch für die Unterneh-
men gemacht hat. „Koste es, was es wolle“ 
darf nicht nur für Unternehmenshilfen gel-
ten. Diese Vorgabe muss vor allem für die 

ÖGB PensionistInnen

Die ÖGB-PensionistInnen sind Teil des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes und haben ihre eigene ehrenamtliche Struktur. Die 
ÖGB-PensionistInnen vertreten die sozialen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Interessen der nicht mehr erwerbstätigen ÖGB-Mitglie-
der gegenüber den politischen Entscheidungsinstanzen und Be-
hörden, sowie den Sozialversicherungsträgern. Darüber hinaus 
organisieren sie gemeinsam mit den Fachgewerkschaften für ihre 
Mitglieder regelmäßig Vorträge, Betriebsführungen und andere in-
teressante Veranstaltungen.

Die ÖGB-Mitgliedschaft macht sich nicht nur im Erwerbsleben be-
zahlt. Auch für PensionistInnen, die der Gewerkschaft treu bleiben, 
gibt es viele Vorteile.

•	 Kostenlose Rechtsberatung und Rechtsschutz
•	 Rat und Hilfe bei der Inanspruchnahme von 

Sozialleistungen
•	 Ermäßigte Eintrittskarten für zahlreiche  

Veranstaltungen
•	 Vergünstigungen auf Urlaubsreisen
•	 Laufend Informationen durch die Mit- 

gliederzeitung Solidarität

Menschen in Österreich gelten, die schnelle und wirksame Entlas-
tung benötigen. 

Nach dem BundespensionistInnenforum im Oktober werden Siegfried 
Klecka und Gerhard Kogler aus dem ÖGB-BundespensionistInnenvor-
stand als Vertreter der Parteifreien Gewerkschafter_innen ausschei-
den und an Sigrid Haipl und Martha Unger übergeben. Sigrid und Mar-
tha werden zukünftig die PFG im ÖGB-PensionistInnenvorstand reprä-
sentieren. Wir wollen uns an dieser Stelle bei Siegfried Klecka und 
Gerhard Kogler für ihren jahrelangen Einsatz bei den ÖGB Pensi-
onistInnen und die jahrzehntelange Mitarbeit bei der PFG bedan-
ken. Wir sind sehr froh, dass ihr Teil der PFG-Familie seid und den Par-
teifreien GewerkschafterInnen auch zukünftig als Mitglieder und moti-
vierte Mitstreiter erhalten bleibt. Sigrid und Martha wünschen wir viel 
Erfolg und alles Gute in den neuen Rollen. 



Kostenlose Erstberatung
Die PFG – Parteifreie Gewerkschafter_innen  
bietet Ihnen ab sofort die Möglichkeit an,  
ein kostenloses Rechtsberatungsgespräch 
(Erstberatung) in Anspruch zu nehmen,  
provided by Mag. Johannes Bügler, Rechtsanwalt

•	 Kündigung und Arbeitsrecht
•	 Verkehrsunfall
•	 Scheidung und Familienrecht
•	 Miet- und Wohnrecht
•	 Ärztliche Kunstfehler/Fehlbehandlung
•	 uvm.

Wir beantworten Ihre Fragen in einem 
kostenlosen Beratungsgespräch.
Informationen zu diesem Service erhalten Sie 
direkt unter

+43 1419131820
office@teamanwaelte.at
www.teamanwaelte.at

Besuchen Sie uns auch auf Facebook und 
Instagram! @teamanwaelte

PFG Parteifreie 
Gewerkschafter_innen

www.pfg.at

@pfg_oesterreich

pfg_oesterreich

@pfgoesterreich


